
 Touristen, die nach Kuba fahren, ma­
chen immer auch eine Zeitreise. Spätestens 
wenn sie vor den bröckelnden Fassaden 
Havannas stehen und auf der Straße uralte 
amerikanische Straßenkreuzer vorbeifah­
ren, fühlen sie sich in die 50er-Jahre zu­
rückversetzt. Doch was für Touristen  
romantisch ist, bedeutet für die Kubaner 
tägliche Entbehrung. Die Oldtimer stam­
men nämlich noch aus der Zeit vor der 
Handels-blockade. Da auch keine Ersatz­
teile eingeführt werden dürfen, ist Impro­
visationstalent gefragt. Viele Autos sind 
wahre Schrottkisten, die mit Mühe und 
Not erhalten werden.

Die alten Karossen sind nur das sicht­
barste Zeichen der oft absurden Folgen 
des US-amerikanischen Wirtschaftsem­

bargos gegen Kuba, das seit über 50 Jahren 
besteht. Auslöser war damals die Verstaat­
lichung des Besitzes von US-Amerikanern 
nach der Revolution von 1959, in deren 
Zuge der Diktator Batista von Fidel Castro 
abgelöst wurde. Nach der Verstaatlichung 
von US-Unternehmen – darunter auch die 
Plantagen der United Fruit Company – 
stellte US-Präsident John F. Kennedy den 
Handel mit Kuba völlig ein. Die Blockade 
gilt nach wie vor, obwohl die Vollver­
sammlung der Vereinten Nationen sie in­
zwischen zum 21. Mal scharf verurteilt hat. 

Im Laufe der Jahre wurde das Embargo 
sogar immer wieder verschärft – vor allem 
durch den „Helms-Burton Act“ von 1996. 
Dieser weitete das US-amerikanische Han­
delsverbot mit Kuba sogar auf Drittstaaten 

El bloqueo
Kuba bastelt nicht an einer 
Atombombe und greift auch  
keine Staaten an – dennoch 
besteht nach wie vor ein 
Handelsembargo gegen den 
sozialistischen Karibikstaat. 
Doch ganz allmählich  
wird die Blockade gelockert

Text: Ole Schulz

und Unternehmen aus. Seither können 
ausländische Firmen, die mit Kuba Ge­
schäfte machen und auch in den USA aktiv 
sind, mit Sanktionen belegt werden. Das 
wohl bekannteste Beispiel ist der Fall der 
UBS: Die Schweizer Großbank wurde 
2004 zu einer Strafzahlung von 100 Milli­
onen Dollar verdonnert, weil sie Kuba mit 
Devisen versorgt hatte.

Der „Helms-Burton Act“ regelt auch 
die Frage der Entschädigungen für Enteig­
nungen. Um das Embargo aufzuheben, 
müssten nicht nur Unternehmen, die zu 
Zeiten der Revolution in US-Besitz waren, 
entschädigt werden, sondern auch Kuba­
ner, die erst im Exil US-Amerikaner gewor­
den sind und zu Zeiten der Enteignung 
noch Kubaner waren. Dabei handelt es 
sich um Zehntausende Fälle, in erster Li­
nie geht es um Immobilien. Eine massen­
hafte Rückübereignung von Wohneigen­
tum wäre aber ein Preis, den die kubanische 
Regierung wohl nicht bezahlen kann.

„Die USA liegen nur 90 Meilen entfernt 
und wären der natürliche Markt für die 
große Mehrheit kubanischer Produkte und 
Dienstleistungen“, sagt der Politologe Bert 
Hoffmann vom Hamburger GIGA-Institut 
(German Institute of Global and Area Stu­
dies). Dass diese naheliegende Option für 
Handelsbeziehungen wegfalle, sei „drama­
tisch“ für Kubas Wirtschaft. 

Auch Geschäfte mit anderen Ländern 
werden erschwert, weil Kuba den US-
Dollar nicht als internationales Zahlungs­
mittel verwenden kann. Das macht jede 
Transaktion mit dem Ausland ziemlich 
kompliziert. 

Mittlerweile mehren sich selbst in den 
USA die Stimmen, die das Embargo ab­
schaffen wollen. Denn recht unbestritten 
ist, dass es keinen Erfolg gebracht hat, und 
der David Kuba immer noch dem Goliath 
USA trotzt. Der ehemalige US-Präsident 
Jimmy Carter nannte das Embargo 2010  

„kontraproduktiv“ – es stärke nur die Dik­
tatur, da es ein willkommener Vorwand 
für die kubanische Regierung sei, von der 
eigenen desaströsen Wirtschaftspolitik ab­
zulenken. 

Dennoch sieht es danach aus, dass das 
Embargo noch einige Zeit bestehen bleibt. 
Für seine Aufhebung bräuchte US-Präsi­
dent Barack Obama eine Mehrheit im Kon­
gress – und die würde er wohl nicht be­
kommen. „Der politische Preis wäre sehr 
hoch“, meint auch Politologe Bert Hoff­
mann. „Ein einseitiges Aufheben des Em­
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6 Milliarden Dollar
So viel betrugen die 
Ausfuhren Kubas im
Jahr 2012. Das 
bekannteste Exportgut 
sind Zigarren 
(Havannas!), daneben 
wird noch mit Zucker 
und Rohstoffen wie 
Nickel gehandelt.

38,3 Prozent
der Einfuhren kommen 
aus dem ebenfalls 
sozialistisch geprägten  
Venezuela.

2,5 Milliarden Dollar
betrugen 2012 die 
Einnahmen aus dem 
Tourismus.

bargos wäre das Eingeständnis, dass die 
USA das Armdrücken mit Kuba verloren 
haben.“ 

Arrangieren muss sich der US-Präsi­
dent auch mit den Exilkubanern in Florida, 
die sich aus politischen Gründen im Exil 
befinden – wenngleich der Einfluss der 
Hardliner unter ihnen schwindet. Das sah 
man auch daran, dass Obama bereits bei 
zwei Präsidentschaftswahlen die Mehrheit 
im eher konservativen „Swing State“ Flo­
rida gewinnen konnte.

Wie groß der wirtschaftliche Schaden 
der US-Blockade für Kuba genau ist, sei 
kaum zu ermitteln, meint Hoffmann. Ku­
banische Ökonomen beziffern ihn auf 
inzwischen 1,15 Billionen Dollar. Wie die­
se astronomische Summe errechnet wur­
de, ist allerdings schwer nachzuvollziehen. 
Viele Waren des täglichen Bedarfs sind ex­

trem teuer, und die Kubaner müssen einen 
Großteil ihrer dürftigen Löhne für Speiseöl, 
Zahnpasta und Waschmittel ausgeben. 
Und trotzdem gibt es in Havannas Touris­
tenhotels sogar Coca-Cola, die auf Umwe­
gen auf die Insel kommt. Notgedrungen 
hat sich Kuba mit der Situation arrangiert, 
wofür der „Tauschhandel“ mit dem sozia­
listischen Venezuela überlebensnotwendig 
ist: Täglich erhält Kuba von dort 115.000 
Barrel Öl – stets unter dem Marktpreis. Im 
Gegenzug hat Havanna rund 45.000 Ärzte, 
Lehrer, Sporttrainer, Militärs und Nach­
richtendienst-Fachkräfte ins „Bruderland“ 
entsandt. Auch nach dem Tod von Präsi­
dent Chávez scheint Venezuela an dem 
Austauschgeschäft nichts ändern zu wollen. 

Seit einer US-Ausnahmeregelung aus 
dem Jahr 2000 dürfen neben Medikamen­
ten auch Landwirtschaftsprodukte wie 
Mais, Weizen und Geflügel aus humani­
tären Gründen nach Kuba ausgeführt 
werden. „Touristen, die in ihrem Hotel in 
Havanna Hühnchen essen, dürften es mit 
solcher Importware zu tun haben“, sagt 
Jorge Domínguez, Professor mit Schwer­
punkt internationale Beziehungen in 
Harvard. „Drei von vier Hühnern sind aus 
den Vereinigten Staaten.“ Die Kubaner 
müssen die US-Importe allerdings in bar 
bezahlen, und der Transport wird über 
Schiffe aus Drittstaaten abgewickelt, weil 
kubanische Frachter keine US-Häfen an­
laufen dürfen. 

Mit Venezuela tauscht Kuba Öl 
gegen Lehrer und Ärzte

Jorge Domínguez betont, dass es in 
den letzten Jahren „bedeutsame Verbesse­
rungen im Verhältnis zwischen beiden 
Ländern“ gegeben habe. „Sie sind aller­
dings oft nicht richtig zur Kenntnis ge­
nommen worden.“ Dazu zählt Do­
mínguez die Reiseerleichterungen für  
US-Bürger seit 2011. Heute kommen  
neben mehreren Hunderttausend Exilku­
banern jährlich bereits rund 100.000 Ame­
rikaner zum kulturellen und wissen­
schaftlichen „Austausch“ nach Kuba. 
Auch die Militärs beider Länder arbeiten 
laut Domínguez inzwischen zum Teil eng 
zusammen – sowohl bei der Küstenwacht 
als auch auf beiden Seiten der Grenze am 
US-Marinestützpunkt in Guantánamo 
auf Kuba. Zudem wurden von den Ame­
rikanern Überweisungen der Exilkubaner 
an Verwandte auf Kuba erleichtert. Die 
geschätzten zwei bis drei Milliarden US-
Dollar pro Jahr an Geldsendungen aus 
dem Ausland sind heute eine der wichtigs­
ten Devisenquellen Kubas.

An den rechtlichen Grundfesten des 
Embargos wird trotz aller Zugeständnisse 
aber kaum gerüttelt. Kuba wird auch wei­
ter auf der US-Liste jener „Schurkenstaa­
ten“ geführt, die Terroristen helfen, und 
findet sich dort in illustrer Gesellschaft 
mit Iran, Syrien und Sudan, obwohl nicht 
bekannt ist, dass es derzeit Terroristen im 
Ausland unterstützt, Nachbarn bedroht 
oder an einer Atombombe baut. Im Ge­
genteil: Seit November 2012 finden in 
Havanna Gespräche zwischen der kolum­
bianischen FARC-Guerilla und der Regie­
rung aus Bogotá statt, die den Friedens­
prozess in Kolumbien vorangebracht 
haben. 

Auch Kuba wandelt sich, nachdem 
Raúl Castro, der Bruder und Nachfolger 
des kranken Ewig-Präsidenten Fidel Cas­
tro, wirtschaftliche Reformen eingeleitet 
hat. Der kubanische Staat mag weiterhin 
unter der autoritären Kontrolle von Partei 
und Militär stehen und „keine Demokra­
tie nach westlicher Vorstellung sein“, so 
Bert Hoffmann. „Aber zurzeit werden 
keine Dissidenten mehr zu langjährigen 
Haftstrafen verurteilt wie unter Fidel, und 
auch die Ideologisierung im Alltag hat 
deutlich abgenommen.“ 

Hoffmann führt das darauf zurück, 
dass die Menschen auf Kuba inzwischen 
mehr Freiräume besitzen und dank der 
Globalisierung „viel weltoffener und bes­
ser informiert sind als früher“. Selbst Raúl 

Kuba ist nicht das 

einzige Land, das 

boykottiert wird. 

Schau nach bei

  fluter.de/handel
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 Auf einmal stapelten sich die Schokoladen-Kartons an der ukrainisch-

russischen Grenze meterhoch. Eigentlich sollten sie mit Lastwagen gen 

Osten exportiert werden, aber da machten die russischen Zöllner nicht 

mit. Denn ihre Verbraucherschutzbehörde hatte ein paar Tage zuvor im 

Juli 2013 verfügt, dass die Pralinen der ukrainischen Firma Roshen 

nicht mehr ins Land eingeführt werden dürfen – wegen angeblich enthal-

tener krebserregender Stoffe.

Russland ist eine Wirtschaftsmacht und setzt diese Stärke gern mal 

ein, um seine Nachbarn politisch gefügig zu halten. Der moldawische 

Wein, bedeutendes Exportgut der armen südosteuropäischen Republik, 

durfte 2006 plötzlich wegen Verunreinigung nicht mehr nach Russland 

geliefert werden. Die Ukraine traf es noch härter, selbst Gemüse und 

Porzellan standen letztes Jahr auf der Verbotsliste. Und Armenien 

musste eine Erhöhung des Gaspreises verschmerzen, als es erwog, ein 

Assoziierungsabkommen mit der EU zu unterzeichnen.

Überhaupt: das Gas. Russland sitzt auf einem Viertel der weltweiten 

Erdgasreserven, viele seiner Nachbarn und auch die EU sind darauf 

angewiesen. Dementsprechend hat Russlands Präsident Wladimir Putin 

auch ein großes Faustpfand. Russland hat zum Beispiel die Gaspreise 

erhöht und baut gleichzeitig eine Gas-Pipeline, die aus Russland über 

die Ostsee direkt nach Deutschland führt und nicht mehr auf die Ukrai-

ne als Durchgangsstaat angewiesen ist. 

Die EU strebt zwar im Rahmen der „Östlichen Partnerschaft“ eine 

enge Kooperation mit Weißrussland, der Ukraine, Moldawien, Georgien, 

Aserbaidschan und Armenien an. Gleichzeitig sind die Länder aber von 

der Gnade des russischen Präsidenten Putin abhängig. So kommt ein 

Drittel aller Importe der Ukraine aus Russland, in Aserbaidschan sind 

es 13 Prozent, in Armenien 25 Prozent. Noch krasser ist aber die 

Abhängigkeit Weißrusslands von seinem großen Nachbarn, mit dem es sich 

ebenfalls regelmäßig um Gaspreise streitet: Mehr als die Hälfte seiner 

Importe kommen aus Russland. Nächstgrößter Handelspartner ist Deutsch-

land – mit 5,9 Prozent. Weißrusslands Präsident Alexander Lukaschenko, 

oft als „letzter Diktator Europas“ bezeichnet, ist außerdem in Europa 
politisch isoliert. Als Putin neben Kasachstan 2007 auch Weißrussland 

eine Zollunion vorschlug, sagte Lukaschenko deswegen schnell zu. Mit 

seinen Nachbarn soll man es sich schließlich nicht verscherzen. 

Wie man mit Handelsschranken und Roh- 
stoffpreisen andere Länder beeinflussen kann,  
sieht man auch an der russischen Politik

Text: Arne Semsrott

Castro hat bereits 2009 eingeräumt, dass 
allein die Kubaner für Engpässe bei der 
landwirtschaftlichen Produktion verant­
wortlich seien und nicht alles am US-
Handelsembargo liege. 

Währenddessen setzt die Obama-Ad­
ministration ihren Annäherungskurs un­
terhalb der Embargo-Schwelle fort. Im 
November hat Barack Obama erneut ein 

„Update“ der US-Kuba-Politik angemahnt, 
die „kreativ“ sein müsse, um zeitgemäß zu 
bleiben. Und US-Außenminister John Ker­
ry nannte die Amerikaner, die Kuba zum 

„humanitären Austausch“ besuchen, „die 
besten Botschafter unserer Ideale, Werte 
und unseres Glaubens“. 

Dass das Embargo weiter „durch­
löchert“ werde, glaubt auch Günther Mai­
hold von der Stiftung Wissenschaft und 
Politik, einem Berliner Think Tank. Und 
Bert Hoffmann vom GIGA-Institut spricht 
von einer Politik des „Wandels durch  
Annäherung“. Laut Hoffmann könnte  
als Nächstes das Reiseverbot für US- 
amerikanische Touristen fallen. Und soll­
ten in kubanischen Gewässern doch noch 

größere Ölmengen gefunden werden, 
könnte der Druck der US-Öllobby auch 
für diese Branche Ausnahmen möglich 
machen. 

Floridas Ex-Gouverneur Bob Graham 
verlangte nach einem Besuch in Havanna 
im Januar eine Zusammenarbeit bei der 
Ölförderung – schon aus Umweltschutz­
gründen. Denn die Förderung der tief im 
Meeresboden vermuteten Ölreserven Ku­
bas ist gefährlich. Um einer Umweltkata­
strophe vorzubeugen, forderte Graham, 
dass auch erfahrene US-Unternehmen an 
der Exploration beteiligt werden sollten.

Und die Oldtimer? Die könnten ir­
gendwann verschwinden. Zum ersten Mal 
erlaubt das Castro-Regime den Verkauf 
neuer Wagen. In einem Autohaus in Ha­
vanna steht zum Beispiel ein nagelneuer 
Peugeot – für das Zehnfache von dem, was 
er in Deutschland kostet: rund 190.000 
Euro. Die Regierung hofft, dass ein spen­
dabler Exilkubaner seinen armen Ver­
wandten in der Heimat den Wunsch er­
füllt und so eine Menge Devisen ins Land 
kommen. 

Werden Kuba und die USA in 
Zukunft gemeinsam Öl aus der 
der Tiefe des Meeres fördern?

 Trinkt euren 
Wein allein
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